
9.Beiblatt Beiblatt zur ~rlrumentskorr§!p'cnde~z 

,./( t/J !!...Er r a 8" 

4er Abg. Dr~P i t l,t e r man n und Genos$t'm 

an den Bundesminister rür Finanzen, 

27.März 1952 

betreffend Auslegung des Art" III ades 2" Steueränderungsg~setzes 1951. 

Die Republik ÖsteY'reich hat de!: ·bjJ{!fb8r.ig";80h.ä~.i:_gt€':rJ. Opfern des 

Eri.ses keinerlei Ersat z fü:!' die erlit tenen KrJ.egsschäden gewährt!> Als 

elaBige .taatliche Unters tüt zur.:g wurde urspy'ungli.:-h die Hausrats-Kredit·· 

"11t·8 gegeben. Die Lohn- und Gehrtl ts empfänger haben bis zu diesem Zei t­

»unk\ keinerlei SteuerbegUnstigungen zur Erleichterung der Nachschaffung 

'ei k1'1egszerstörten Hausrates erhalten .. E:::-st über Drängen der soziali­

l\is,~eB Abgeordneten wurde im Steueränderungsgesetz 1950 eine Bestimmung 

auf genol2lment wonaohauch Lohnsteuerpfliohtige die Aufwendung zur Besei­

\1gW'1g VOll Bombenschäden und anderen Kr'iegsschädenbis zum Höohstausmass 

yen 10.000 S als. aussergewöhnliche Belastung geltend machen können. 
Naoh Besohluss fassung d1 eses Ge,setz es haber,- sich d.ie ' Finanzbehör­

den auf den Standpunkt gestellt. dass s:i, 1:1 Aufwendlulge.11, die vor dem Jahre 

1950 gemaoht und bezah:L t W11J.'deJ:] t nicht an:::'8Cl'll18n" Daraufhin wurde im 

~. $t~U~ ränd.et'Ultgs g es e. t~ f()'~ß elld~ rq'yy~lJ~ e b ~~.ah1, () ~ $tl<.fl : 

1f::S'oweitSteuerpflichtige nlcht in den jahren 194! 
bis 1951 Aufwendungen zur Besei.t.igung von Bomben­
SChäden und von anderen Kriegss ehäden infolge 
Waffeneinwirkung gemäss § 33 Einkommensteuergesetz 
als aassergewöhnlit'he Belastung geltend gemacht 
haben, können sie die nachweisbaren Ausgaben bis 
zu einem Höchstbetrag von lOQOOO S über die 2U~ 
mutbare Mehrbelastung hinaus als aussergewöhnliche 
Belastung gemäss §33 EinkQmmensteuergesetz für 
das Kalenderjahr 1952 geltend machen." 

Damit glaubten die Abgeordneten des Nationalratea den hartge\rotteaeD 
BombehBa$oh,ädigten Rechnung getragen zu haben. Weit gefehlt I Jetzt stellt. 

aJ.eh 4a,. Finanzministerium auf ae!1 Standpunkt, dass diese Aufwendungen 
nur daaa 1m Jahre 1952 geltend gemacht wurden f wenn sie nioht in den Jahren 

1~~5 bis 1951 als aussergewöhnliche Belastung geltend gemaoht worden sind. 

Dabei gilt eine Aufwendung auch dann als geltend gemacht, wenn sie info1ge 

Ikrer Ellrlung um die zumutbare Mehrbelastung in den Jahren 1945 bis 1951 

a.ar eine geringe oder gar keine steuerliohe Auswirkung gehabt hat. 
Ve;r 

Dabei ist gerade bei den parlamentarischen I .handlungen im Finanz-

und Budgetausschuss anlässlich der Beratungen des Steueränderungsgesetzes 
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mi t besonderer Zähigkeit darwn gestritten worden, dass diese Aufwendungen 
'-

der Bombengesohä4igt.en Uber die sogenannte zumutbare Mehrbelastung hinaus 
bis z~ Höchstbetrag von 10.000 S geltend g~cht werden kannen. Schliess­

lieh hat der damalige Finanzminister diesem Verlangen Rechnung getragen 
und seine Beamten beauftragt, die Formulierung des Gesetzes nach dem 

Willen der Auss.ohus smehrheit durohzuführen. Diese Formulierung wurde 

angenommen, und nun legen, entgegen dem Willen des Nationalratsausschusses, 

die Beamten des Finanzlninis teriums das G-esetz folgendermassen aus = 

Wenn jemand in den Jahren 1945 bis 1951 beim Finanzamt um Einreoh­

nung der Auf'wendung tür Bomben- und andere l{riegsschäden eingereicht 
hat und a.bgewiesen wurde, weil seine Aufwendungen die zumutbare Mehrbe­

lastung nicht ilbersohrittent dann bekormn. er auch naoh der Neufassung 

des Gesetzes keine Anrechnung auf der Lohnsteuerkarte verzeiohnet. 

Herr Bundesminister! Es ist der Bev5lkerung bekannt, wieviel 

hunderttausend Sohilling zahlreiche Selbständige als Aufwendung für die 

Wiederherstellung ihrer zerst8rten Betri~bsstätten und Betriebsmittel 
von ihren Gewinnen als Steuerabzugspost anreohnen konnten; ganz abgesehen , . 

'\fon den sogenannten Investitionsbegiinstigungen und von den Steuergeschenken 

in For~ der Berücksichtigung sogenannter Soheingewinne. 

Die gefertigten Abgeordneten richten daher an den Herrn Bundes .. 

minister für Finanzen die nachstehende 

A l\. fra g e: 

Hält der Herr Bundesminister für Finanzen die kleinliche Behandlung der 

bombengeschädigten Kriegsopfer duroh die Finanzämter weiterhin für ver ... 

tretbar, oder ist er bereit, sei es im Verordnungswege, sei es durch 

Einbringung einer Novelle im Nationalrat, dem Willen der Mehrheit der 
Nationalratsabgeol"dneten nach einer steuerlichen Berücksichtigung auch 

der Lchn- und Gehaltsempfänger unter den Bombengeschädigten endlich zu 

enhprechen? 

... -.-.-.-
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